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Unsere Verfassung.
König Friedrich Wilhelm 111. hatte seinemVolke

schon in den Maitagen des Jahres 1815 eine »Kon-
stitution«,das heißt eine Verfassung versprochen. Jn
der Verordnung vom 22. Mai verhieß er feierlich,
daß er eine förmliche ,,Verfassungsurknnde«werde aus-

fertigen lassen. Durch dieses Dokument, so erklärte er

selbst,sollteallen Bürgerndes preußischenStaats ihre
»bürgerlicheFreiheit« und eins ,,gerechte Staats-

verwaltung« feierlichverbrieft und für alle Zukunft
sicher gestellt werden«

Es war damals eine ge ahrvolle Zeit, denn Kai er

Napoleon war vor weufg schen VOU der Insel El a

nach Frankreich und»Paris zurückgekommenund bedrohte
unser Vaterland mit einem neuen schwerenKriege. Er
konnte gar nicht anders besiegt werden, als wenn das
ganze Volk·einmüthig

und mit vollem Vertrauen zu
seinem Konige stan . Es stand zu ihm, wie er es er-

wartete. Kaum vier Wochen nach jenen Verheißuugenschlugenunsere Väter unter der Führun· es alten
Blücher bei Belle-Alliance den übermüt igen Feind
wiederum auf das Haupt Sie hatten das Vaterland
und unser Königshauszum zweiten Male gerettet.

Leider hatte FriedrichWilhelm Ill. neben treffli en

Räthen und Ministern auch sehr chlimmeRathgeFek
Diesebrachten es dahin, daßdie verheißeneVerfassungs-
urkundenicht ausgegertigt

wurde. So blieb Preußen in
dieser Beziehung inter fast allen übrigen deutschen

taaten zurück.Wir mußtenuns volle dreiunddreißig
Jahre ohne die versprocheneVer assung behelfen. «Da

wieder eine schwereZeit herein,eine Zeit, die

stetllfhganz anders ausLalYals jene Tage, da Preußen
es Mlt den fremdenFein en zu thun hatte. Aber sie ver-

anlaßtedaßKopigFriedrichWilhelm 1v. das Wort
lemes Vatersemloste Er verkündigteam 5. Dezember
1»848eine VerfassungsurkundeEr erklärte zugleich,daß
Ness,VerfassungNochder Verbesserungbedürfe,und daß
er sIe,fo- wle sie da War- durchaus nicht seinem Volke
adermgen wollte. Jm Gegentheit,sie sollte von den

erwähltenVertretern des Volkes sorgfältigund in allen

Punktengeprüft,und erst nach geschehenerPrüfung end-

gultigfestgestelltwerden.Diese Prüfung traf leider auf
pielfacheSchwierigkeiten, und so kam es, daß sie erst
im Januar 1850 beendigtwurde. Die Volksvertretung

atte alle Abänderungen,»welcheder König und seine
inister nachträglichgewünschthatten, nach gründlicher

Berathung und um das gute Werk nicht zu stören,
endlich genehmigt; und nun verkündigteFriedrich Wil-
helmIV. am Bl. Januar 1850, daß er »dieVerLassungin Uebereinstimmungmit beiden Kammern,«wie amals
die beiden Häuser des Landtags hießen,»endgültigfest-
gestellt« habe. Diese Verfassung solle fortan das

1»,Stclcctsgrundgese·tz«
des preußischen Volkes

ein«

Der König selbsthat also die Verfassungvom 31. Ja-
nuar 1850 das Staatsgrundgesetzdes preußischenStaates

genannt. Er hat sie darum so genannt, weil sie allen

übrigenGesetzenund allen Einrichtungen dieses Staates

zu Grunde lie en, und weil sie das unerschütterlicheFun-
dament sein so te, auf welchemdie neue Ordnung unseres
Staatslebens als ein Werk der Gerechtigkeitund der

Weisheit fest und sichergegründetwerden könnte. Die

Verfassung sollte sein das höchsteGesetz des Landes,
über jedem anderen

Gelsetze
Alle Gesetze, alle Anord-

nungen und alle Hand un en der Obrigkeit sollten an

ihr gemessen und nach iergerichtetwerden. Darum

steht in ihrem einhundert und neunten Artikel eschrieben,
daß kein Gesetz und keine obrigkeitliche Ver-

ordnung Geltung haben soll, wenn sie mit den

Geboten dieser Verfassung nicht IN Ueberein-

stimmung sich befinde·
Auch sollte niemand daran zweifelndürfen,daß die

Verfassung das Hauptgesetzdes Landes ist, und daß
Jedermann, ohne Unterschiedder Person, ihr die höchste
Ehrerbietun und den unbedingtestenGehorsam zu er-
weisen schuldigist. Darum ist die Würde und die
verbindende und verpflichtendeKraft der Verfassungin

einer so feierlichenWeise anerkannt worden, wie das

bei keinem anderen Gesetze und keiner anderen Einrich-



tung unseres Staates jemals geschehenist und geschehen
solle.
des ganzen preußischenVolkes, haben zwei unserer Könige,
Friedrich Wilhelm IV. und Wilhelm I., mit dem

heiligsten Eide gelobt, daß sie diese Verfassung
,,fest und unverbriichlich halte«n«,und daß sie
nur »in Uebereiustimmung mit derselben und
den Gesetzen regieren« wollen. Auch sind alle

ihre Nachfolger auf dem Throne ausdrücklichverpflichtet,
bei dem Antritte ihrer Regierung genau denselbenEid

zu leisten. Dazu haben alle Mitglieder des Abgeord-
netenhauses und des Herrenhauses und ebenso alle Be-

amten im ganzen Staate geschworen, und alle ihre
Nachfolger in der Volksvertretungoder im Amt müssen
schwören,daß sie die ganze Verfassungin allen Stücken
treu und gewissenhaft beobachten wollen.

Wenn wir also wissen, welchehohe Wichtigkeitdem
Versassungswerkebeigelegtworden ist lange vorher, ehe
es «u Stande kam, und wenn wir dann an die Eide
den en, mit denen unsere Könige,unsere Volksvertreter
und unsere Beamten sie beschworenhaben, so wird es

uns sehr schwer, den Unverstand derer zu begreifen, die

dieseVerfassungals ein königsfeindliches,ein gemein-
schadliches,und wohl gar als ein gottloses Werk ver-

dachtigenUnd schmähen.
»

Jm Gegentheil,die Verfassung ist es, durch welche
M Preußen zum ersten Male die Rechte des Königs,
der Obrigkeitenund aller

Staatsbürger
mit deutlichen

und klaren Worten festgestelltsind, uti alle diese Rechte
können eine ichere Gewähr nur

und gewisenhaftenBeobachtungder Verfassung, darin

liegt der erth und die Bedeutung diesesunseresStaats-

grundgesetzes
·

Politische Wochenfchenn

Deutschl-and
der von der Versammlun

Am 16. und 17. d. M. war in Weimar
der deutschenVolksvertreter e-

wählte sechsunddreißier usschußversammelt, um über ie
Art sseinerferneren Zhätigkeitu berathen. Die dem Aus-

schußspeziell als Aufgabe gestellteschleswigcholsteinscheFrage
ist bis jetzt nur in der einen Beziehun als gelöst zu be-

trachten, daßdie Herzogthümervom danischenJoch befreit
sind, aber die selbstständigeKonstituirungder Herzogthümer
als besonderer Staat ist nochnicht erreicht, es wird deshalb
Aufgabe des Ausschusses ein, dahin zu wirken, daß dabei

das Selbstbestiinmungsre t

der.Hersogthümerzur Geltung
gelange. Dem Ausschußsind im aufe des Jahres von

patriotischen Männern ge en 350,000 Thlr. zur Verfügung
gestellt worden, von we cher Summe etwa 200,000 Thlr.
direkt für die herzoglicheRegierung und 60,000 Thit. für
Unterstützungenverwendet sind. » ,

Von der Armee werden, wie es heißt, sehr viele

Trup en auf Urlaub entlassen, wodurch die Verkurzungder

Dienfizeitbis auf zweiJahre, ja theilweisebis auf eine

noch kürzereZeit faktischhergestelltwird, man darf also wohl
erwarten, daß einer gesetzlichenRegelung dieserFrage in dein

Sinn, daß künftighindie Soldaten nur zwei Jahre bei deU

Fahnen bleiben sollen, nichts mehr im Wege steht.
Man hatte vielfachzum 18. Oktober, welcher gleichzeitig

der Jahrestag der Schlacht bei Leipzigund der Geburtstag

Im AngesichteGottes und vor
- den Vertretern

finden in der treuen-

des Kronprinzen ist und welcher Ta in die«em r

besonders für dasköniglicheHaus dur die TciufedFsaskjüiiglftoecthiEnkels des Konigs erfreulich ist, den Erlaß einer Amnestiserwartet. Man hat sichgetäuscht,der Tag ist nur durchdie Vollziehung einer Urkunde gefeiert worden du»
«

r r wcl c

gäd
neuer Orden, das »DuppelerSturmkrellz«chgestifcthet

Am 12. d. M. fand vor dem
' '

Ratibor die
Verzlåandlungzweiter Jålsxxällaäogkgkmssngg

der Abgeordnetens as senge (Lüben),Basfenge(Laubau)
Pflücker (Bunzlau), Qual (Sprottan), Assmann (Lieg:
nitz) und Geisdorf gegen den Fiskus wegen dek Stellver-
tretungskoftenstatt. Das Appellationsgericht erkannte
auf Verurtheilung des Justizfiskus zur Rückzah-
lung desjenigen Betra es, welchen er an Stell-
vertretungskosten aus em Gehalte der Klägers
entnommen hat. — Nach den in der Verhandlunger-

örterten Gründen ist so erkannt worden,
weil die Verfassung dem Beamten, wie jedem anderen

Staatsbürger, das Recht zum Eintritt in die Kammer
garantirt; und somit der zum AbgeordnetengewählteBe.

amte kraft·eines Gesetzes in die Kammer eintritt; und

weil der Richtergehaltkein für bestimmte Leistungen e-

wahrter Arbeitslohnsei; diesen Erwähnungengegenüer
von einer durch die Stellvertretun geleisteten nutzlichen
Verwendung «aberkeine Rede sein kgönnn

»

Jri dem leichenProzessedes Abgeordneten,Kreisgerichtss
direktor Wachler, welcher in zweiter Justanz von dem Ap el-

lationsgerichtezu Glo au verhandelt wurde, ist auf b-

weisung der Kläger er annt worden. Jn kurzer Zeit wird

diese Fra e erosssWskestHestv Instanz zur end-
gülti en« ntscheidung kdmmen.

"

« n Naninbur wurde am 14. d. M. der Abgeordnete
KreisrichterKeuffelmit seiner Klage gegen den Fiskus we en

der Stellvertretungskostenvon dem Kreisgerichtzurückewiefzen
Am fol enden Tage fand in derselbenStadt von dem agatells
kommt arius die Verhandlung in der Klage der Abgeordne-
ten destMTUUI V exkl-TM Wd Keuffel egen den Fiskus
wegen der Prozeßkosten,deren Erstattung esna

. in

besonderer Klage geforderthatten, statt. Von diesemRichter
wurde der Fiskus verurtheilt.

»

Der in der FestungGlogau unter ungewöhnlichenUm-
standen erfolgteTod eines« jungen Mädchens, mit welchem
der Name eines der in Garnison liegenden Ofsiziere in Bek-

bindung gebrachtwird, macht ein großesAufsehen,ganz be-

sonders, da- alle näherenUmständewe en der bei der Unter-

suchung der Leichevon Seiten der Militärärzte in ein tiefes
Geheimnißgdehüllt

u bleiben scheinen. Wir sind ganz über-

zeugt, daß er Of zier, auf den der Argwohn des Volkes
seine Blicke gelenkt hat, von dem Kriegsgericht,welches
mit der Untersuchun nach den gesetzlichenBestimmungen
über die Militärgeri tsbarkeit beauftragt werden.MUß-xnit
derselbenStrenge und derselbenUnparteilichkeiterichtet wird,
wie an dein bürgerli en Gericht, aber das Re tsbeZVUßkleiU
des Volkes führt si mit Recht dadurch Unbefriedigidaß
eine Militärperson,welche eines Vergebenseingeklagtwird-
das mit der militairischen Disziplin gar nichts zu tl un bat-
von einem anderen Gerichtshof gerichtet»werden foll,als
PersonenbürgerlichenStandes. Andererseits liegt aber»TUch
in der Oeffentlichkeit, welche bei den bürgerlichenGeklchken
herrscht,ein großerSchutz für den Angeklaten selbst-

Die Ab eordneten, Professor v. Sybei(für E·lberfeld),
Justizrath älflücker(für Breslau), und Thelvietl (für
Aachen) haben ihre Mandake niedergelegt -

SchleswigsHolstein Der Friede, dessen lsevorstebendet



Abschlußvor wenigen Tagen als sicher gemeldet wurde, ist
noch immer durch Vers-öMMgeUz welche von Kopenhagen
aus herbeigeführtwerden ollen, Mcht zu Stande ekommen.

Vers iedene Blättej ma
· ·

des wßherngz
von Oldenbur dem schleswigsholstein’s·chen

Volk aus dem Grunde zu empfe len, weil derselbe ein reicher
Fürst sei, rot-gegen der Herzog Friedrichni t nur kein Ver-

mögen, itzt-Demsogat»Schuldenhaben so . Wir sind mit
den Veqiogensverhaltnissenbeider Herren nicht vertraut, das

aber scheint uns sicherzu sein, daß der Herzog Friedrichreich

ät,Hm gutem Recht und an Wünschen des schleswigshols
MUfchenVolkes für seine baldige Thronbesteigung.

Die preußischenTruppen scheinen sich auf eine lange
Besetzun des Landes einzurichten,und auch ein großerTheil
der preu ischen Flotte wird voraussichtlichin den Häfen der

Herzogt ümer bleiben.
· «

Ja auenburg sollen die Stände jetztganz direkt die For-
del-Unsaussprechen,daß dieses Herzogthum Preußen einver-
leibt werden solle.

·

GassenEine Petition, welcheüberloyaleBurger der
Stadt eipzig in Umlauf gesetzthatten, und welchedas Ver-
bot des Kladderadatschvom sächsischenMinisterium forderte,
hat nicht nach Dresden abgesandt werden können, weil sie
nicht genug Unterschriften efunden hat.

· «

Patern. Trotz aller nstrengungen sindet die Regierun
keinen Nachfolger für den abgetretenen Ministerv Schen .

Durchdie Haltun in der Zollangelege eit scheint alles so
verwirrt und versahrenzusein, daß si

· »

seit-via en will, Ordnun in den Verhältnissen

nach
innen und na außen zu scha en. Man hat schon

ver chiedentlichdavon gesprochen,Herrn v. Pfordten wieder
in das Ministerium zu berufen, dochscheintes, als ob Kö-

nig Ludwignicht vergessenkann, daßHerr v. Pfordten aus

dem Mini terium seines verstorbenenVaters austreten mußte,
»

weil der önig, wie er sagte, Frieden haben wollte mit sei-
nem Volke. » ,-- ·. . .

Heimweng
Man spricht in Wien von einem bevor-

stehenden Ru ritt des Grafen Rechberg,doch liegt-in den
Namen der Männer,welcheniemals seine Nachfolgernennt,
kein großerTrost für die liberale Partei. Es sind dies der

FürstMetternich und der»Freiherr v. Bach. Ersieretzjetzt
Gesandter in Paris, huldigt genau denselbenAn chauungen,
wie Graf Rechberg, und würde die einzigeAenderung, die

durchseinen Eintritt in das Ministerium herbeigeführtwürde,
diesein,daß die VerhältnissezwischenOesterreichund

Frankreichsich freundschaftlichergestaltenwürden. Was Herrn v. Ba
betrifft, so würde sichsein Eintritt in das Ministerium durch
eine verschäksteHandhabung des Konkordats kennzeichnen,
ein Ereigniß, dessen traurige Folgen für die Entwicklung
des Haiserstaatesauf der Hand liegen. Da man in Wien
in diesem Augenblick, wo man zwischen dem Verkauf der

Staatsdomänenund einem neuen Aulehen schwankt, gern
Mzt aller Welt in Frieden leben möchte,so will man auch,
WIE es heißt,eine Aussöhnungmit Ungarn versuchen. Auch
von der bevorstehendenAnerkennungdes KönigreichsItalien
ist die Rede.

· ZkankkkichMan versucht es von Paris aus noch immer-
die vnVeUtWUmit Italien so hinzustellen,als ob sie wirklich
eine Lösungdet, italienischenFrage bilden solle, doch lassen
die von der Regierungabhängien Zeitungen hin und wieder

FULLDrohung gegenOefterreiHeinfließen,für den Fall- daß
Ieiek Staat einen AUgUff»auf das jun e Königreichunter-

nehmenåollte
Aus Algier lauten die Nachrichten noch

IMMEEse r ungünstig;der MarschallMac Mahon verlangt
fortwährendneue Truppen, da der ganze-Süden desKönigs

chen den Versuch, die .andidatur—

Niemand an die -

reichs in Aufruhr ist, und trotz verschiedenerblutigenSchlachten,
in welchen die französischenTrup en Sieger gebliebensind-
doch eine Dänipfung dieses Aufru rs so bald nicht in Aus-.

i t te t. .fchDsüilteiimrkDer bald endgiltig festgestellteVerlust der
Herzogthümerhat in Kopenha·en die egner des Königs
Christian sehsbedeutend verstart. Abgesehenvon der fran-
dinavischen artei, welche eine Vereinigungvon Schweden-
Norwegen und Dänemark zu einem Reichewill, tritt Jetzt
auch eine andere Partei auf, welche behauptet,daß«Est-
na dem durch die Abtretung von Schleswig-«olsteinder
Ge ammtstaat Dänemark aufgehörthabe zu exi tren, »auch
das Londoner Protokoll, auf dem das Recht es Konigs
Christian lx. beruht, in all seinen Bestimmungen ungiltig
sei, so daß jetzt der Prinz Friedrich von Hessen wieder in
seine Erbrechte eintreten müsse.

"

Spanien. Der Minister Gonzalez Bravo hat in

Bezugauf die bevorstehendenWahlen ein Rundschreibenan die
Prafekten (ungefährunseren LandräthengleichstehendeBeamte)
erlassen,in welchemes heißt: ,,Suchen Sie alle Ihre Schritte
mit der strengen Beobachtun der Gesetze und die nothwen-
dige Achtungdes Rechts mit der aufrichtigenHandhabun
unserer Institutionen in Einklang zu bringen. Die Wah -

rechtesollenmit Ordnung, aber in vollkommensterFreiheit
in Ausubung gebracht werden. Die gegen die Ausübung
der WahlrechteunternommenenVersuche sind überall un-

glzcklichsusgefallenAhmen Sie solch unglückseligeBeispiele
ni na .«

Zwei Jahre
heißtdie Ueberschrifteines Artikels der ProvinzialiKorrespons
den, den die Kreuzzeitungtheilweiseabgedruckthat. Dieser
Au als be innt mit den Worten: »Am 8. Oktober waren
es zweiJa re, daß das jetzige Ministerium auf denRuf
des Königs-wieLeitung der Staatsverwaltung übernahm.«
DieserTag ist aber nur durch Uebertragung des auswärtigen
Ministeriumsan Herrn »von Bismark gekennzeignetzsdie Pro-
vinzialsKorrespondenzwill also nur Herrn von . ismark feiern.

Ygüfenhwkraber, was siezum Ruhme diesesMinisters anzu-
u ren a .

»Es ist,« sagt sie, »demMinisterium Bismark gelun en,
die thatsächlichenGrundlagen und Bedingun un eines

festen Königlichen Regiments in den wi tigten Be-

ziehuizgenwieder herzustellen.«
» iderhergestell

« kann doch nnr dasjenige werden, was

zerstörtgewesenist, Wie kann aber die ProvinzialsKorrespondenz
in Beziehung auf das königlicheRegiment von Wiederher-
stellung reden? Wo und von wem sind denn die Grund-
lagen des KönilichenRegiments angetastet worden? Wir

wissen zwar se sr wohl, daß manche Leute das Volk gern
zu der falschenMeinung bringen möchten,als ob Seitens
des Abgeordnetenhauses derartiges versucht worden wäre;
aber so weit ift doch noch bis jetzt niemand gegangen, zu
behaupten, daß die Macht der Krone wirklich verkleinert
worden sei. —- Die einzigen thatsächlichenVeränderun en,

welche im Regiment unseres Vaterlandesin neuerer eit

stattgefunden haben, sind unseres Wissens nur folgende.
Durch das Gesetz vom Januar 1820 wurde bestimmt, daß
in Zukunft neue Steuern und Anleihennicht ohne Zustim-
mung der zu bildenden Reichsstande auferlegt oder gemacht
werden sollten, und in den Jahren 1848—1850skani unsere
Staatsverfassung zu Stande, durch welchefestgestelltwurde,
wie die gesetzgebendeMachtnunmehr von dem Königeund

-dem-LandtagegemeinsamnnspderArtauszuübensei, daß kein

Gesetz zu Stande kommen könne,"ohne Genehmigung des



Königs und ohne Zustimmung beider Häuser des Landtages.
Dies sind die einzigent atsächlichenVeränderungen,welche
in der Regierungsform reußens vor sich gegan en sind.
Vor dem Inkrafttreten der Verfassung lag das Rechtder

Gesetzgebungbei der Krone allein, heute übt sie dieses Recht
in Uebereinstimmung mit der Landesvertretungaus. Da
nun die Verfassung ausdrücklichim Artikel 99. bestimmt, daß
der Staatshaushalt alljährlichdurch ein Gesetz fest estellt
werden soll, so kann auch die egierung nicht me )r das

Recht beanspruchen, allein darüber zu bestimmen, welche

sAudsgabenfür die verschiedenenVerwaltungszweigezu machen
in .

Wenn aber
·

die ProvinzialsKorrespondenzweiter sagt:
,Nach dem Scheitern jeder Verständigungüber den Staats-
haushalt aber hat die Regierungihre unerläßlichePflicht gegen
das Landdadurcherfüllt,daß sie den Staatshaushalt unter

ihrer eigenenVerantwortung mit der hergebrachtenaltpreus
ßlichm .ewlssenhaftigkeitweiterführte«,so können wir hier-
auf mir erwiedern, daß die »Weiterführung«des Staats-

haushaltsder Regierung doch nur dur den Fleiß des

pkkußischenVolkes möglichgeworden ist. a unser Volk ist
fle»ißig!es arbeitet tüchtigund kommt im Wohlstande vor-

warts. Dadurch steigt seine Wohlhabenheitvon Jahr zu
Jahr, und mit ihr mehren sich die Einkünfte des Staates.

Hierdurchallein ist es der gegenwärtigenRegierung gelungen,
die jährlichwachsenden Ausgaben für das Heerwesenzu be-

streiten. Ein Verdienst kann für dieselbe aus dieser That-sachenicht in Anspruch genommen werden, denn aus i )rer
Urheberschaftist bis heute noch kein einziges Gesetz hervor-

gegangen,
das befru tend auf die Erwerbsthätigkeitdes

olkes wirkte, wohl a— ex, bat,d.eu,jrühere-FinaYi-istev
von- -

rder· Heydt, in seinem bekannten Briefe-an den iegsminifter
von Roon ausdrücklichanerkannt, »daß seit längererZeit in
den nicht militärischenVerwaltungen eine so großeSpar-
samkeit herrsche, daß es nicht mehr möglichsei, auch nur

desn Schein zu7retten, als wollte man den immer dringenderen
Bedürfnissenwirklichabhelfen.«
wichtigenZweigen des Kriegsministeriums muß mehr gespart
werden, als uns-gut scheint. Die neuen Verbesserungen der

Schußwaffenerfordern einen Umbau der Festungen, welchen
man kaum angefangenhat; wie weit unfere Marine an Zahl
und Größe der Schiffe weit hinter dem Bedürfniß zurück-
bleibt, hat der kürzlichbeendigte dänischeKrieg abermals
klar gezeigt, und die Nothwendigkeiteiner Solderhöhungfür
die Unteroffiziere und Gemeinen wird. eben so wenig ab u-

leugnen sein, wie die Verstärkungdes Futterquantums für
die Kavallerie. Kurz, alle Bedenken, welchedas Abgeordneten-
haus bestimmt haben, die Mittel zur Durchfiilrung der

sogenanntenArmeereorganisationzu verweigern, bestehennoch
fort und dem Ministeriumist es in keiner Weise gelungen,
durch die That zu beweisen,»d»aßein einziges derselben un-

begründetwar. Ja» das Ministeriumhat thatsächlicheine

seiner Forderungen, die dreijahrigeDienstzeit,um die»sichder

Streit hauptsächlichdrehte,bis jetzt nichtdurchgefuhrt. —

Noch weni er können wir begreifen,wie man deshalb, daß
das Miniterium, trotz des Nicht zU Stande gekommenen
Staatshaushaltsgesetzes, das doch von der Verfassung aus-

drücklichverlangt wird, »aufeigeneVerantwortung
den Staats-

haiishalt weiter führt«-,ihre »altpreußischeGewi senhaftigkeit«
rühmen kann. So weit wir die GeschlchteUniekes Baker«
landes kennen, erwarb sich das preußischeBeamtenthumden

Ruf der Gewissenhaftigkeitdurch strenge und peinlicheBe-
obachtung der bestehendenGesetze, und darin muß auch in

Ja sogar in,mehreren sehr
·

jedem Staat die nothwendigsteund er te Ei en a eines
Beamten gefunden werden, denn wo iolldgrgierctitdas
Recht hernehmen, von seinen Bür ern die Beobachtnn der

Gesetzezu fordern,wenn ihnen sgeineBeamten nichtselbst
mit gutem »Beispielevorangehen? Deshalb erscheint es

sonderbar, dieses als rühmenswerthzu erwähnen.
Am Schlußsagt»dieProvinzialsKorrespondenzi»daß

Herr v«,Bismark gleich bei der Uebernahme eines Amtes

davon»uberzeugtwarz daß die Verirrung und rankheitdes

öffentlichenBewußtseins am besten und wirksamstengeheilt
werden konnte, wenn es gelänge, dem Geiste des Volkes
statt der -ungesunden vergiftenden Kost des Parteitreibens
die erfrischendeund belebende Nahrun patriotischer Begri-
sterung und nationaler Erfolge zu gewä)ren. Niemand aber
konnte ahnen, daß ihm dies in so kurzer Zeit in so hohem
Maße elingen würde, wie es in der That der Fall ge-
wesen ist« ,

Es scheint, als wolle die »Prov.-Korr.«damit- sagen, dasz
der Krieg egen Dänemark unternommen worden sei, um das
Volk durchden Erfolg nachaußenvon den inneren Angelegen-
heiten abzu iehen, und ferner behauptet fie, der Plan sei gelun-

gen.Jn erftererBeziehung können wir nichturtheilen; sie steht
er Regierung näher, als wir,·und mag daher mit den Be-
weggründen zu den Thaten derselben vertraut sein«das Volk
aber kennen wir besser und sagen daher.ftei, dasidie zweite
Behauptung ein Jrrthum ist. Die Preußen sind keine Fran-
zosen, welche sich bei ihrem leichtaufbrausenden, aber ni t

nachhaltigenCharakter, bei ihrer bekannten Eitelkeit lei t"

durch das Wort »Ruhm«verblenden lassen. Unser Volk
ist gern bereit, den«inSchleswingoltein bewährtenMuth
und di- ·W UT

«

aus MUSA- itte hervor egangenen
Heeres an uerkennen, aber von seinem guten Re t wird es
um deswi en nicht lassen. Jm Hinblick auf die Waffen-
thaten der Armee, die nicht das Geringste mit dem Vet-

fassungsstreitezu thun haben fund ihn daher auch nicht ent-

scheiden können,wird es den innerstenKern der beschworenen
Landesverfassnngkdas Ausgabebewilligungsrechtder Landes-
vertretung, nicht aufgeben-«-

--

«- -
.

·

—

»
Sprechsaal.

·

«

Jtn Jahre 1603 befand sich die RegierungKönigPhi-
lipp HI. von Spanien wieder einmal in der größtenGeld-
noth. Es war dies eine dauernde Krankheit des spanischen
Re iments» trotz der bedeutenden Zufluxxeaus den perua-
nis en und mexikanischenVer werken. ach langen Bera-

thungen wurde von zwei Rät)en, von dem Rathe der Fi-

nanzen und dem Rathe von Castilien, eine Vei nderung
des Münzwerthesvorgeschlagen. Man war in so großer
Bedrängniß,daß man dies unerhörteMittel »als eine Sa e

vom Himmel«ergriff. Gleich als sei Castilien ein geschlose-

ner Handelsstaat, erhöhtema»nden Wexthdes Kupfers von

zwei auf vier und pragte fur 672 Millionen Kupfer hier-
nach um. Auf einen Angeublickhalf diese aus änzlicher
Unkenntniß der Volkswirthschaftentsprungene aßregel,
seht schnell aber zeigte sich er dadurch angerichteteSchaden.
Die Kaufleute der halben Welt eilten, ihr Kupfer nach
Castilien zu führen,wo dies Metall so hoch stand. Jn

Kurzem war das Silber so-selten geworden, daß man am

Hofe 40 Pro ent Aufgeld dafür bezahlte. Kupfer dagegen
war so häufig,daß Man für 128 Millionen Dukatenin
Castilien rechnete. Welchein Zustand! Alle Jahre bringt
die indischeFlotte zehn, eilf, zwölfMillionenSilber, und
im ganzen Lande findet sich kein Silbekreall (S..Ranke,
Geschichteder Fürstenund VölkeroonESudeuropa.)

Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur nnd Herausgeber-:Dr. G. Lewinstet n in Berlin;


